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Vorbemerkung "Zusammenfassende Erklärung gem. § 6 (5) BauGB" 

Nach § 6 (5) BauGB wird der Flächennutzungsplan (FNP) bzw. eine Änderung des FNP 
mit der Bekanntmachung der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde rechtswirksam. 
Die vorliegende Änderung ist am 25.05.2013 rechtswirksam geworden. Der FNP-
Änderung ist eine zusammenfassende Erklärung beizufügen  

• über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung im Flächennutzungsplan berücksichtigt wurden 

• und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht 
kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

Dieser gesetzlichen Verpflichtung wird mit den folgenden Ausführungen genügt. 

 

1. Ziel der Änderung Nr. 26 des Flächennutzungsplanes 

Ziel der Flächennutzungsplan-Änderung ist die planungsrechtliche Vorbereitung von um-
fangreichen Nutzungsänderungen auf den Flächen des „Verkehrslandeplatzes Kassel-
Calden“, die bislang als „Flächen für den Luftverkehr“ mit der Zweckbestimmung Lande-
platz dargestellt sind. Im rund 95 ha großen Änderungsbereich sollen der beabsichtigten 
Nutzung entsprechend „Gewerbliche Bauflächen“, „Flächen für Landwirtschaft“, „Grünflä-
che“, „Straßenverkehrsfläche“, „Tram Trasse/Untersuchungsbedarf“ und „Hubschrauber-
landeplatz“ dargestellt werden.  

Die Gemeinde Calden stellt im Parallelverfahren den Bebauungsplan Nr. 22 „Interkom-
munales Gewerbe- und Industriegebiet Kassel – Calden“ auf. 

 

2. Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange 

Für die Flächennutzungsplanänderung wurde eine Umweltprüfung gem. § 2a BauGB 
durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt. Die Belange des Umweltschutzes, einschließ-
lich Natur- und Landschaftsschutz nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB, wurden untersucht, Auswir-
kungen auf die Schutzgüter ermittelt sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
bzw. zum Ausgleich schutzgutbeeinträchtigender Wirkungen vorgeschlagen. 
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Grundlagen dieser Umweltprüfung waren: 

• der Landschaftsplan des ZRK vom März 2007 (wirksam seit 19.10.2007) einschließ-
lich des Klimagutachtens des ZRK (1999 und 2009), 

• der Landschaftsrahmenplan 2000, 

• Erläuterungsbericht zu den Ergebnissen der Brutvogelerfassung im Bereich des 
Flugfeldes des Flugplatzes Calden vom Büro für faunistische Fachfragen aus 2012 

• Fachbeitrag Artenschutz von Dipl.-Biol. Torsten Cloos im November 2012 

• Machbarkeitsstudie vom Zweckverband Raum Kassel im Juli 2012 

• Verkehrsuntersuchung Interkommunales Gewerbegebiet Calden von Gertz Gutsche 
Rümenapp vom Dezember 2012 

• die Biotoptypenkartierung und Bestandserhebung sowie die Umweltdatenbank des 
ZRK, die auch Grundlagendaten der von Landesbehörden gelieferten Schutzflä-
chen, die Altlastendatei und die digitale Bodenkarte des Hessischen Landesamtes 
für Umwelt und Geologie beinhaltet. 

Weitere Elemente der Umweltprüfung werden im Rahmen der Bebauungsplanung bear-
beitet. 

Als vorrausichtlich negative Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 (4) BauGB sind  

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, umfangreiche Lebensraumverluste für Pflan-
zen und Tiere (insbesondere der Avifauna), der Verlust an Boden und Bodenfunktionen 
durch Versiegelung und die Verringerung der Grundwasserneubildungsrate zu erwarten.  

 

Die Eingriffe in Natur und Landschaft sollen minimiert werden durch  

• randliche sowie innere Eingrünung des Standorts,  

• Kompensationsflächen innerhalb des Änderungsbereichs für Maßnahmen des Na-
tur- und Artenschutzes, 

• zusätzliche externe Kompensationsmaßnahmen. 

 

3. Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung 

Die vorgetragenen Anregungen zu Vorentwurf und Entwurf der Flächennutzungsplanän-
derung bezogen sich primär auf die geplanten Kompensationsmaßnahmen und -flächen, 
zukünftige verkehrliche Belastungen sowie zu Bauschutzbereichen des Landeplatzes 
bzw. Flughafens. 

Dabei war dazulegen, dass 

• im Umweltbericht der FNP-Änderung von der Abschichtungsregelung Gebrauch 
gemacht wurde, mit entsprechendem Hinweis auf Beachtung im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung 

• die verkehrlichen Auswirkungen im Rahmen des derzeitigen VEP’s nachgewiesen 
werden können 

• der Hinweis zu beschränkten Bauschutzbereichen und erforderlichen Hindernisfrei-
flächen mit in die Begründung aufgenommen wurde 
 

Im Ergebnis bedeutet dies, dass den Anregungen bereits im Zuge der Planung ausrei-
chend Gewicht beigemessen worden war. 
 

4. Ergebnisse der geprüften alternativen Planungsmöglichkeiten und Be-
gründung für die Auswahl der Planvariante 

Planungsalternativen wurden bereits in der Vorphase geprüft.  

Alternativen zu diesem Standort entsprechend der Nutzung gibt es aufgrund der bereits 
bestehenden Gewerbegebiete östlich des Plangebiets, dem neuen Regionalflughafen und 



Zusammenfassende Erklärung  Flächennutzungsplanänderung  ZRK 26 "Interkommunales Gewerbegebiet Calden", Calden 

 

 3 

der bestehenden optimalen Erschließung des Gesamtgebiets nicht. Anderweitige planeri-
sche Lösungen innerhalb des Geltungsbereichs sind aus landschaftsplanerischer Sicht 
nicht sinnvoll. Deshalb gibt es zu der gewählten Planung keine Alternative. 

 

5. Ergebnis der Abwägung 

Die Abwägung der Nutzung der potentiellen Vorteile eines Gewerbe-/Industriegebiets ge-
gen die landwirtschaftliche Nutzung, welche lediglich nach hohen Anfangsinvestitionen 
denkbar wäre, fiel zugunsten der Entwicklung des Gewerbe- und Industriegebiets aus. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 




